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Wer MeobacKk .

Ei « Volksblatt .
DNshryett ! Nechtl Freiheit ! Grünung I
Nro . 79 . Pforzheim , Mittwoch den 28. November. 1832 .

Dieses Blatt erscheint zweimal wöchentlich , Mittwochs und Samstags, je zu 1 Bogen . Der Preis ist viertel¬
jährig Z6kr . mit tSkr. Postaufschlag , so, daß das Vierteljahr im ganzen Großherzvgidum 5l kr. beträgt . Der In-
seriivns - Preis für die Zeile ist drei Kreuzer . Plangemäße Beiträge werden frankirt dankbar angenommen.

Tie Welcker'
sche Sache.

( Schluß . )
Wollte man aber auch annehmen , daß das

Staatsministerium wirklich der wahre Beleidigte
sty : so würde es doch

m . an der leZilittiatio uä processuitt
schien. Es tritt hier der Herr Staatsanwalt
als Klager im Namen des angeblich beleidigten
Staaksministeriums auf. Ein Staatsanwalt nun
kann nach den großherzogl. badischen Gesetzen über
Polizei der Presse und über Ehrenkränkungen für
den Beleidigten entweder

n) von Amtswegen auftreten , wenn Ehren¬
krankungen oder Derläumdungen gegen Staats -
dicrier außerhalb ihres Dienstes zur Sprache ge¬
bracht sind , welche , wenn sie wahr wären , nach
den Gesetzen oder Verordnungen die vorgeschricbe-
nen Besserungsversuche oder die Dienstentlassung
zur Folge hätte. (§ . 12 des Gesetzes über Ehren¬
krankungen . )

Diese Bestimmung ist aber im vorliegenden
Falle nicht anwendbar . Zwar glaubt der Herr
Staatsanwalt in der Anklageakte S . 3 unten , in
dem in Frage stehenden Artikel seyen solche Be¬
schuldigungen gegen die Minister enthalten , welche,
wenn sie gegründet seyn würden , ihnen Strafen
bis an die Dienstentsetzung zuziehen konnten . Allein
es ist schon oben gezeigt worden , daß Beschuldi¬
gungen , wie sie der Herr Staatsanwalt in der an¬
geführten Stelle heraushebt , in dem angescbuldig-
ten Artikel keineswegs enthalten sind , daß es blos
objektiv gehaltene Urtheile und meist anders
ausgedrückte Urtheile sind , als wie sie der Herr
Staatsanwalt anführt , und daß cs Urtheile sind,
durch welche der Aussprechcnde keine Rcchtswid -
rigkeit begicng , und so kann auf sie weder eine
Klage gegründet , noch durch sie ein Strafverfah¬
ren überhaupt, somit auch kein Einschreiten von
Amtswegen gerechtfertigt werden. Will man aber
die Klage aus die Stelle gründen , welche bei ge¬
wissen Rathgebern des Regenten von Rcchlsverach-
tung spricht : so rechtfertigt sich dadurch doch kein
Einschreiten von Amtswcgen , wie auch der Herr
Staatsanwalt selbst auf ditse Stelle sein Einschrei¬

ten nicht gründet . Denn es heißt dies nicht „ein
Verhältniß " zur Sprache gebracht, welches den
Minister seines Dienstes verlustig machen könnte,
(und dies fordert doch das Gesetz) , so wie über¬
haupt einleuchtend ist, daß die Eigenschaft der
Rechtsverachtung nicht eine solche ist, wegen der
man gegen einen Beamten einStrasver -
sahren einleiten könnte .

Somit konnte im .vorliegenden Falle ein Staats¬
anwalt nicht von Amtswegen klagen.

Zwar kann
1)) nach dem § . 43 des Gesetzes über Polizei'der Presse ein Slaatsanwalr auch klagend auftre¬

ten , wenn durch die Presse überhaupt eine inlän¬
dische Staatsstelle oder ein öffentlicher Diener in
Bezug aus sein Amt beleidigt wurde . Allein hier
fordert das Gesetz zur Legitimation des Staatsan¬
waltes , daß er die Klage erhebe auf Antrag
der beleidigten Stelle , oder des belei¬
digten Dieners , oder der diesem Vorge¬
setzten Behörde .

'
Im vorliegenden Falle aber fehlt es gerade an

diesem letzteren wesentlichen Erfordernisse des Legi¬
timationspunktes . Der Herr Staatsanwalt tritt,
wie es in der Anklageakte heißt, klagend auf, im Na¬
men der Regierung , oder wie cs später erläu¬
tert wird , im Namen des gcsammten Staats¬
ministeriums . Allein von dieser höchsten
Staatsbehörde hat er einen Auftrag zur Klager¬
hebung nicht beigebracht. Auch beruft sich die
Anklageakte , S . 3 , blos auf eine Bevollmächti¬
gung durch die Ministerien der Justiz und des
Innern . Allein diese M>» ' stcrien bilden nicht
diejenigen Personen , in deren Namen geklagt wor¬
den ist , nicht das Staatsministerium und
dessen sämmtliche Mitglieder .

Es fehlt somit in der vorliegenden Sache durch¬
aus aw der norhwendigcn Legitimation zum Pro¬
zesse.

Außerdem tritt noch
IV . ein weiterer Umstand ein ; welcher eine

Verurtheilung des Angeklagten auf das Verfah¬
ren , wie es hier eingeleitet ist, unmöglich ma¬
chen dürfte .

Durch dgs Gesetz vom 28. Dez . 1831 ist im
»
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Grvßberzogthum Baden die Freiheit der Presse,
und als Gewährschaft für dieselbe Oeffentlichkeit
des Verfahrens bei Prozessen über Preßverge-

hen eingeführt worden . —
Zur Zeit der Herrschaft dieses Gesetzes hat Herr

Hofrath Welcher den in Frage stehenden Arti¬
kel im "Freisinnigen " geschrieben , und zu dieser
Zeit noch ist er wegen dieses Artikels zur Verant¬
wortung gezogen worden .

Die vorliegende Prozeß - Sache war bereits vor
Gericht anhängig , als die Verordnung vom 28.
Juli 1832 ergieng , welche in ihrem Art . 6 die
Oeffentlichkeit des Verfahrens für die Falle der
-Anklage wegen Preßvergehen wieder aufhvb.

Wenn in Folge dieser Verordnung die Oeffent¬
lichkeit des Verfahrens in der Anklage - Sache des

Herrn Hofraths Welcher für unstatthaft erklärt
worden ist -, so konnte dies nur geschehen , isdem
man annahm :

1 ) die kaum berührte Verordnung hebe das
Gesetz vom 20. Dez . 1831 rechtlich auf, und

2) dieser Verordnung komme rückwirkende
Kraft zu .

Es sind demnach diese beiden als Rechtsfätze
in Anwendung gebrachten Annahmen , deren Rich¬
tigkeit hier näher zu untersuchen ist.

Was
Lä 1 ) die erste dieser Annahmen betrifft, so

bedarf es gewiß keiner weitern Begründung des

Satzes , daß an und für sich , ein im verfas¬
sungsmäßigen Wege der Gesetzgebung eingeführtes
Institut durch eine bloße Regierungs- Verordnung
ohne Zustimmung der Stände mit Rechtsgültigkeit
nicht aufgehoben werden kann. Indessen hangt
mit diesem Punkte ein anderer zusammen , dessen
Erörterung nicht übergangen werden darf.

Die erwähnte Verordnung erklärt , veranlaßt
durch die Beschlüsse der Bundes - Versammlung ,
das Preßgeseh vom 28. Dez. 1831 für unwirk¬
sam , in so weit dasselbe der Preßgesetzgebung des
Bundes widerspreche.

Diese Verordnung erkennt demnach zweierlei
an , einmal

daß die Preßgesehgebung des Bundes über
der Preßgesetzgebung von Baden stehe ,

(und daß die Karlsbader Beschlüsse organi¬
sche , für die badischen Bürger und Stände un¬
zweifelhaft rechtsverbindliche Beschlüsse und die in
Art . 17 der badischen Verfassung gemeinte Ver¬
wirklichung der im Art. 18 der Bundesakte verheiße¬
nen Preßfreiheit seyen , und daß auch deren
eigene Bestimmung , daß die besondere Verwirkli¬
chung ihres Zwecks in jedem besonderen Lande der be¬
sonderen Anordnung jeder souveränen Landesgesetz¬
gebung überlassen bleibe , hier nicht im Wege stehe)
und sodann

daß zwischen den genannten beiden Preßgesetz-
aebungen wirklich ein Widerspruch ^ Statt
finde.

2 » wirser » das Eine und das Andere der Fall

»

sey , mag hier dahin gestellt bleiben. Denn wenn
man auchIeides für richtig annimmt, so folgt dar¬
aus doch noch keineswegs die Rechtsgültigkeit der
Verordnung selbst . Wenn auch das Grvßherzog -
thum Baden durch seine Verfassungs - Bestimmun¬
gen in ein solches Derhältniß zum wutschen Bunde
gesetzt ist, daß es seine Preßgesetzgebung nur nach
der Preßgesetzgebung des teutschen Bundes zu nor-
miren befugt war , so konnte doch darin , daß die
Bundes - Versammlung das von der Regierung in
Gemeinschaft mit den Ständen erlassene Preßgesetz
den bundesgesetzlichen Normen nicht gemäß fand,
für die großherzoglich badische Regierung kein
Grund gelegen seyn , diesem Gegenstand , den sie
früher, mit Recht als Gesetzgebungs - Gegenstand ,
als zur Mitwirkung der Stände geeignet betrach¬
tet hatten, nunmehr einseitig als zum ausschließli¬
chen Ressort der Regierung gehörig zu behandeln.
Wenn die Bundes - Versammlung das Begehren
an die badische Regierung stellte und stellen konnte,
das Landesgesetz über die Presse der Preßgesetzge¬
bung des Bundes in Einklang zu setzen , und da¬
nach die betreffenden Bestimmungen des bandesge-
gesetzes zurückzunehmen, oder für unwirksam zu
erklären , so setzte nach § . 65 der badischen Ver¬
fassungs - Urkunde dieses Ansinnen , welches Aen-
derungen im Gebiete der Gesetzgebung verlangte —
selbst unter der Voraussetzung , daß man dem vom
Bunde ausgesprochenen Prinzip Folge zu leisten
habe — eine Cognition von Seiten der gesetzge¬
benden Gewalt in Baden darüber voraus, in wie¬
weit das ausgesorochene Prinzip der Bundes-Ver-
sammlung in de» einzelnen Beziehungen zur An¬
wendung zu bringen, welche Veränderungen im be¬
stehenden Preßgesetze somit vorzunehmen seyen .
Selbst wenn die Bundes - Versammlung die ein¬
zelnen abzuändernden Punkte alle speziell bezeich¬
net hätte, wäre eine solche Concurrenz der Stände
nöthig gewesen , schon um deswillen , weil hierbei
nothwendig die Frage über etwaige Erlassung von
transttorischen Bestimmungen zu erörtern gewesen
wäre , welche eben ihres gesetzlichen Charakters
wegen die Staatsregierung nach der Verfassung
einseitig nicht erlassen durste .

Uebrigens ist nach der Fassung der erwähnten
Verordnung — in so weit solche der uns mitge-

theilten Druckschrift entnommen werden kann —

gar nicht anzunehmen , daß die Bundes -Versamm-

lung alle die einzelnen abzuandernden Bestimmun¬
gen speziell vorgezeichnet habe . Vielmehr erscheint
nach dieser Fassung die Regierung in Beziehung
auf die Abänderungen nach Manßgabe des von der
Bundes - Versammlung ausgestellten allgemeinen
Prinzips als selbst cvgnvscirrnd. Wollteman aber
auch zugeben, die großherzoglich badische Regie¬
rung sey zu einer solchen einseitigen Abänderung
eines bestehende» Gesetzes, wegen ihres Verhält¬
nisses zum teutschenBunde, befugt gewesen, so war
sie doch gewiß hierzu nicht befugt , in so weit sie
über die , die Presse betreffenden Bundesbeschlüffe
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selbst noch hinausgieng . Dies that sie, indem sie
die Oeffentlichkeit des Prozeßverfahrens für auf¬
gehoben erklärte ; denn in den Bnndesgeseßen über
die Presse ist nirgends eine Bestimmung darüber
zu finden , daß Prozesse über Preßvergehen nicht
in öffentlicher Gerichtssitzung verhandelt werden
dürfen.

Darum ist jedenfalls derjenige Theil der Ver¬
ordnung vom 28. Juli 1832 , von dem es sich
hier zunächst handelt , der die Oeffentlichkeit des
Verfahrens aufhebt , nicht zu Recht beständig.
Wenn man aber auch annehmen könnte , daß die
erwähnte Verordnung an sich durchaus rechtsgültig
und rechtsverbindlich sey , so würde sie doch auf
die vorliegende Prozeßsache nicht angewendet wer¬
den dürfen .

Wir kommen hier
aä 2) zu der Frage über die rückwirkende Kraft

eines Prozeßgesetzes.
Das Gutachten giebt nun eine weitere Aus¬

führung über die Möglichkeit der Rückwirkung
neuer Gesetze über das prozeßualische Verfahren,
über frühere Rechtsverhältnisse , wobei zuerst die
Zuläßigkeit bloßer Formänderungen neuer Hand¬
lungen im Prozeß im Allgemeinen dargethan und
so fortgefahren wird :

»Wenn man hiernach die Regel annimmt , daß,
sofern ein neues Preßgesetz neue Formen des Ver¬
fahrens statt der bisherigen anordnet , der Anwen¬
dung desselben auf Prozesse über frühere Verhält¬
nisse nichts im Wege stehe , so sind doch hierbei
zwei in der Natur der Verhältnisse selbst begrün¬
dete Beschränkungen dieser Regel wohl zu beach¬
ten. So oft nämlich

1 ) durch die Anwendung des neuen Gesetzes
ein erworbenes Recht verletzt würde , oder

2) so oft durch die gemischte Anwendung des
Alten und Neuen eine Verwirrung und
Störung im Verfahren eintreten würde,
kann in einem anhängigen Rechtsstreite das
neue Gesetz nicht , angenommen werden.

Der letztere Ausnahmsfall tritt in der vorlie¬
genden Anklagesache nicht ein, denn wenn auch statt
der öffentlichen Verhandlung eine nichtöffentliche
Statt zu finden hätte, so würde eine Störung und
Verwirrung im Verfahren natürlich dadurch nicht
herbeigeführt werden.

Wohl aber glauben wir , daß der erste Aus¬
nahmsfall hier vorhanden sey.

Es ist vielfach darüber gestritten worden , wie
weit man erworbene Rechte in der bemerkten Be¬
ziehung anzunehmen habe.

Mittermaier ist der Ansicht , man könne
von einem erworbenen Rechte im Prozesse nur in¬
sofern sprechen , als

1 ) einer Partei schon vor der Einführung des
neuen Gesetzes durch einen richterlichen Akt
im Prozesse Rechte zugesprochen wurden ,

die nach den damaligen Gesetzen keine Aen-
derung erlitten ;

2) der Gesichtspunkt des erworbenen Rechtes
entscheide dann , wenn von den Folgen ge¬
wisser bereits vorgenommener prozeßualischer
Akte die Rede sey , und

3) so oft eine Partei unter der Herrschaft des
alten Gesetzes von einer rechtlichen Befug-
niß, die nach dem damaligen Rechte Mäßig
war , bei Gericht Gebrauch zu machen er¬
klärt habe, wenn auch erst später die wirk¬
liche Benutzung der Befugniß geschehen
solle , so stehe ihr das Recht darauf auch
dann zu, wenn selbst das neue in der Zwi¬
schenzeit für unzuläßig erklärt habe.

Wenn man auch mit mehreren Prozcßschrift -
8 stellern der Ansicht ist , daß hier der Begriff des

erworbenen Rechtes in prozeßualischer Beziehung
zu sehr beschränkt sey , so folgt doch aus diesem
beschränkteren Begriffe von erworbenem Rechte,
daß in dem vorliegenden Falle der mehr erwähn¬
ten Verordnung keine rückwirkende Kraft einge¬
räumt werden dürfe , denn wenn der Herr Ange¬
klagte unter der Herrschaft des alten Gesetzes von
der Presse Gebrauch machte , so setzte er mit Recht
voraus, und er mußte vvraussetzen, daß im Falle
er wegen der Art des Gebrauches zur Rechenschaft
gezogen würde , dies nur in den von demselben
Gesetze sanctionirten schützenden Formen geschehe»
dürfe. Eben dadurch , daß er von dem Rechte der
freien Presse Gebrauch machte , erklärte er faktisch ,
daß, wenn er darüber zur Verantwortung gezogen
würde , er auch von jener mit der Gestattung der
freien Presse aufs engste verbundenen schützenden
Form der Oeffentlichkeit Gebrauch machen wolle.

Die Oeffentlichkeit des Verfahrens war , wie
Herr Hofrath Welcker selbst sehr richtig in sei¬
nem Vertheidigungsvortrage, S . 42 bemerkt , als
besonderer wesentlicherBestandtheil des ganzen be¬
sonder» Paßgesetzes feierlich sanctionirt worden .
Das bisherige Preßrecht war ein Einziges un¬
trennbares Ganze . Es ist mit der Gerech¬
tigkeit nicht vereinbar , denn für einen Schriftstel¬
ler vortheilhaften Theil rückwärts einseitig zu ver¬
nichten und den lästigen zu seinem Schaden zu
lassen .

Wir sind hiernach der rechtlichen Ueberzeuaung ,
daß in dem vorliegenden Falle ein in preffualischein
Sinne wohl erworbenes Recht verletzt wird , wenn
der mehrerwähnten Verordnung eine rückwirkende
Kraft dahin gegeben wird , daß die schützende Form
der Oeffentlichkeit dem Herrn Angeklagten bei der
Verhandlung seiner Anklagesache entzogen wird;
wir sind um so mehr der Ueberzeugung, als sogar
durch ein Vorladungsdekret eine öffentliche Gerichts¬
sitzung zur Verhandlung dieser Sache bereits an-
grordnet worden war.

V. Da in dem vorliegenden Falle scho» wr-
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gen Mangels der nothwendigen Legitimation zur
Sache, ferner wegen Mangels der nothwendigen
Legitimation zum Prozesse und aus noch an¬
dern vorhin ausgeführten Gründen eine Verur-
Iheilung des Angeschuldigten als rechtlich unzu -
läßig erscheint : so dürste eine Untersuchung
des letzten Theiles der uns vorgelegten
Frage — nämlich darüber , ob Art und Maß
der vom Herrn Staatsanwalte beantragten Strafe
rechtlich begründet sey — an sich überflüssig seyn.
Auch dürste eine solche Untersuchung ungeeignet
erscheinen , da wir mit den Prämissen , auf welche
der Herr Staatsanwalt seinen Strafantrag grün¬
det , mit seiner Annahme von Injurien in den
S . 3 der Anklageakte bezeichneten Stellen gar
nicht einverstanden seyn können. Uebrigens darf
man nur das qroßherzoglich badische Strafgesetz
über Ehrenkränkungen mit ganz flüchtigem Auge
überblicken, um sich sogleich zu überzeugen , daß ,
wenn man auch alle Prämissen des Herrn Staats¬
anwaltes zugeben wollte , der von demselben ge¬
stellte Strafantrag sich mit den Bestimmungen je¬
nes Gesetzes auf keine Weise vereinigen lasse.

Es bestimmen nämlich die M . 3 , 0 und 10
des angeführten Gesetzes als Strafe für Ehren¬
kränkungen aller Art (mit Ausnahme der Ver-
läumdung ) Verweis , oder Geldstrafe bis zu 200 fl . ,
oder Gefängniß bis zu 4 Monaten , welches letz¬
tere um ' /4 erhöht werden kann , wenn die Eh¬
renkränkung in gewissen Druckschriften re . verbrei¬
tet wurde . Das zuläßige Maximum der Strafe
scheinen somit 5 Monate Gefängniß zu bilden ,
und auf dieses Maximum trägt der Hr . Staats¬
anwalt an.

Es ist hier aber vor Allem zu beachten , daß
der Hr . Staatsanwalt das Gesetz irrig auszulegen
scheint , wenn er glaubt , das nach demselben zu¬
läßige Maximum bestehe in fünf Monaten Ge¬
fängniß . Zwar läßt der § . 6 bei Ehrenkränkun -
gen in gewissen Druckschriften eine Erhöhung der
an sich durch die Ehrenkränkung verdienten Strafe
um ' / §. zu. Allein wie ist denn erweisbar , daß
bei ideellen Ehrenkränkungen (denn von solchen
kann bei Druckschriften allein die Rede seyn)
das Marimum der an sich durch die Ehrenkran -
kung verdienten Strafe in vier Monaten bestehe?
Allerdings sagt der § . 3 des Gesetzes , daß „cklle
andern (d . h . ausser der Verläumdung) Aeusserun-
gen und Handlungen , durch welche Jemand
das Recht eines Andern auf Ehre absichtlich ver¬
letzt , im Maximum mit 4 Monaten Gefängniß
bestraft werden können .

Dieser tz . spricht aber nicht blos von Ideal - ,
sondern auch von Real - Injurien . Nun ist doch
unläugbar , daß die Realinjurie in ihrer höch¬
sten Ausdehnung weit strafbarer ist , als die
Ideal injurie in ihrer höchsten Ausdehnung , daß
also das vom Gesetze gestattete Maximum nicht
gleichmäßig auf Bride sich beziehen kann , daß
also die vier Monate das zuläßige Maximum

für Jdealinjurien — von denen hier allein die
Rede seyn könnte — nicht seyn kann, daß somit
die im H. 6 zugegebene Erhöhung um Vr bei
Jdealinjurien in gewissen Druckschriften nicht in
einem vollen Monate bestehen kann , und daß
schon um deswillen jedenfalls , wie man auch
die vorliegen sollenden Injurien taxiren mag , der
gestellte Strafantrag ganz unzuläßig ist.

Sodann ist weiter zu beachten , daß der Straf¬
zusatz , von welchem der angeführte Z. 6 spricht ,
auf den vorliegenden Fall gar keine Anwen¬
dung leidet. Denn schon die grammatische
Auslegung des tz. 0 spricht dafür , daß die Worte
"in welchen der Verfasser gar nicht oder falsch ge¬
nannt ist, " sich nicht blos auf das unmittelbar
Vorangehende „ Schriften, " sondern auch auf das
„Druckschriften und Bildwerke bezieht. Es ist in
diesem § . von drei Arten der Verbreitungen der
Injurie die Rede , von der durch den Druck ,
durch Bildwerk , oder durch Geschriebenes .
Nicht die beiden Erster » unbedingt und die Letz¬
ter » blos bedingt , sondern alle Drei sollen nach
der Wortfaffung des Artikels nur bedinnt , d . h.
nur dann aggraviren , wenn bei ihnen der Ver¬
fasser nicht , oder falsch genannt ist . Daß aber
diese Voraussetzung nicht vorhanden ist bei einem
Zeitungsblatte , auf welchem der verantwortliche
Redacteur genannt ist , also derjenige, welcher ju¬
ristisch und im Zweifel für den Verfasser der Ar¬
tikel gilt , dieß läßt sich nicht in Abrede stellen .

Ausserdem ist aber auch noch in anderen Be¬
ziehungen die vom Herrn Staatsanwalte versuchte
Begründung, seines Strafantrages jedenfalls unhalt¬
bar . Der Herr Staatsanwalt giebt in der An¬
klageakte selbst zu , dem Angeklagten kommen bei
der Berechnung der Strafe als mildernde Umstände
in Betracht sein aufgeregter Gemüthszustand und
seine zu Protokoll genebenen Erklärungen , daß er
bei Abfassung des Artikels keine Absicht zu belei¬
digen gehabt , und nur das Recht einer objektiven
Beurtheilung einer öffentlichen Maßregel auszu-
üben geglaubt habe . Allein , glaubt der Herr .
Staatsanwalt , diese Entschuldigungsgründe wür¬
den weit überwogen von den vorhandenen Er¬
schwerungsgründen ? Solche Erschwerungsgründe
sollen nämlich seyn :

„daß sich der Verfasser so weit vergessen ,
den Fürsten selbst mit in die Beschuldigung
zu ziehen , und daß der ganze Aufsatz in
aufregender, auch die übrigen teutschen Für¬
sten beleidigender Sprache abgefaßt , und ge¬
gen , die oberste Staatsbehörde selbst gerichtet
sey . "

Es ist aber ein unbegreifliches Uebersehen , in
welches hier bei der Aufstellung dieser Erschwe¬
rungsgründe der Herr Staatsanwalt verfallen zu
seyn scheint . Wenn eine Reihe von solchen Ver¬
gehen gegen Jemanden vorliegt , wegen deren aller
der Richter von Amtswcgen cinschreiten , welche
alle er von Amtewegen beachten kann : so darf
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und soll natürlich der Richter neben dem Haupt¬
vergehen auch die Uebrigen bei der Strafbestim¬
mung zum Zwecke der Straferhöhung berücksichti -
gen und sä cuinuliim nehmen . Wenn aber blos
solche Sachen vorliegen , welche in der Form des
reinen Sinklageverfahrens zu behandeln sind : - so
würde es gegen die anerkanntesten Principien ver¬
stoßen , falls der Richter bei der « inen , über die
eine dieser Sache erhobenen Anklage noch Rück¬
sichten nehmen wollte auf die andern Sachen , we¬
gen deren vielleicht eine Anklage hätte erhoben
werden können , aber nun einmal nicht erhoben wor¬
den ist . Es ist dies zu einleuchtend , als daß es noch
einer weitern Ausführung bedürfte . Wenn Je¬
mand zwei verschiedene Personen so injuriirt , daß
deßhalb blos auf Klage der Beleidigten eingeschrit¬
ten werden könnte , allein blos die Eine klagt ,
die Andere aber verzeiht die Injurie — was
würde man wohl von dem Richter sagen müssen ,
welcher bei jener Klage die Verurtheilung aus
dem Grunde erhöhen wollte , weil ja der Beklagte
auch sonst noch Jemanden iniuriirt habe ?

Im vorliegenden Falle nun handelt es sich
blos von einer Klage des Staats - Ministeriums
wegen Injurien , welche gegen dasselbe began¬
gen seyn sollen . Blos was auf dieses Ver -
geden Bezug hat , kann bei dieser Klagsache ,
bei diesem Prozesse strafrechtlich in Betracht kom¬
men . Wie soll nun bei dieser Sache als Erschwe -
rungsqrund der Umstand in Betracht gezogen wer¬
den können , daß auch andere Personen beleidigt
worden seyen, Personen, ^ deren Beleidigung , wenn
von einer Ahndung derselben die Rede seyn sollte,
in einem ganz andern , getrennten Verfahren zur
Sprache gebracht werden müßte . Ist es rechtlich
tadelnswert !) , daß der Fürst in die den Ministern
gemachte Beschuldigungen hineingezogen worden
seyn soll , enthält der Artikel Beleidigungen gegen
die übrigen teutschen Fürsten : so sind dies lauter
Umstände , welche zu der vorliegenden In¬
jurien - Klagsache auch nicht im Geringsten gehö¬
ren , durch welche die de» Ministern widerfah¬
rene Injurie um gar nichts erhöht wird . Es
werden daher keineswegs die vorhandenen Milde¬
rungsgründe aufgehoben durch vorhandene Er¬
schwerungsgründe . Denn es sind keine Erschwe¬
rungsgründe vorhanden , mit Ausnahme des Um¬
standes , daß der Druck das Mittel der Ver¬
breitung war .

(Vergl . tz. 19 des Preßgesetzes . )
Allein gerade dieser Umstand wird wieder be¬

deutend gemildert durch die blos theilweise Ver¬
breitung des Blattes des Freisinnigen , weiches je¬
nen Artikel enthielt , und durch die Bereitwillig¬
keit des Verfassers , den Artikel möglichst zu un¬
terdrücken . ( s. S . 127 und 128 der angeführten
Druckschrift , vergl . auch tz . 29 des Preßgesetzes ,
und Z. 4 des Gesetzes über Ehrenkränkungen ).
Auch ist wohl zu beachten , daß , falls der Artikel
Beleidigungen enthält , nicht die höchste Staats¬

behörde es ist , welche der Verfasser traf , oder
treffen ovollte ; daß er blos die Personen meinte ,welche zu der mehrberührten Maßregel riethen ,und daß diese Personen auch nur einzelne Mit¬
glieder jener höchsten Behörde , ja auch Perso¬nen seyn konnten , welche jener Be¬
hörde ganz fremd sind .

Zieht man Alles dieses in gehörige Beachtung ,erwägt man ferner , daß , wenn ein Gesetz für Eh¬
renkränkungen überhaupt , also mit Einschluß der
Realinjurien und mit Einschluß der niederträchtig¬
sten Schmähungen und was die verletzte Person
beirifft , mit Einschluß der Mitglieder der Familiedes Regenten , als Strafen festgesetzt : Verweis ,Geldstrafe oder Gefängniß bis zu 4 Mo¬
naten ; erwägt man ferner , daß hier bloß von ei¬
ner Verbalinjurie , und zwar der minder bedeu¬
ten den Art die Rede seyn könnte , und daß diese
Injurie nicht gegen die im Staate höchst gestellte
Personen gerichtet ist , und erwägt man die von
dem Herrn Staatsanwalte selbst anerkannten vor¬
liegenden Milderungs - Gründe ; so dürfte es ein¬
leuchtend seyn , daß von einer Erkennung der
höchsten Strafart , der Gefangnißstrafe , hierin keinem Falle die Rede seyn könnte , sondern
höchstens von Erkennung der mittler » Straf¬art , der Geldstrafe , und zwar in einem ge¬
ringen Maße , wenn überall im vorliegenden
Falle , was wir aber aus den dargeleg -
ten Gründen nicht glauben , eine Derur -
theilung statthaft seyn würde .

Urkundlich unsers hievorgedruckten Fakultäts -
Siegels rectum in Lolleßio nostro . Tübingen ,den 10 . November 1832 .

Dekan , Doktoren und Professoren der Ju¬
risten - Fakultät auf der König !. Wür -

/ s L > tembergischen Universität allhier .8^ ' ^ vr . A . Michaelis , d. Z. Decan.

Zeitereignisse .
Deutsche Bundesstaaten .

Es werden häufige Sitzungen bei der hohen Bun¬
des - Versammlung gehalten . Man glaubt , daß das Mi -
liiärwesen des Bundes der Gegenstand dieser Sitzungen
sepe.

Baden . Das Hofgericht in Freiburg hat den Hof¬
rath Welcher , wegen angeschuldigter Beleidigung der
Regierung , zu zweimonatlichem bürgerlichem Gefängniß
und zur Tragung der Kosten verurtheilt .

Preußen . Eine gewaltige Maaßarmee wird zusam¬
men gezogen . Wenn die Franzosen sich nicht mit Ant¬
werpen begnügen , so wird dies leicht als cineKriegSerklä -
rung angesehen . Die Preußen werden Venloo für Hol¬
land besetzen . Venloo ist eine Festung mit 4MO Ein¬
wohnern in der Provinz Limburg .
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Belgien . Das Einrücken der Franzosen hat bei

Volk und Kammer keinen guten Eindruck gemacht . Man

hätte gerne selber dreingeschlagen .

Holland hat den französischen und englischen Schif¬

fen ausgeboien . Beide Flaggen dürfen nicht in hollän¬

dische Häven einlaufen . Antwerpen wird nicht gutwillig

abgegeben . Der Einmarsch der Franzosen in Belgien

und das Auslaufen der verbündeten Flotte , wird nicht

als Kriegserklärung angesehen . König und Volk sind

noch immer einig . Gebt uns unsere Colonien zurück ,

sagen die Holländer , so mag Belgien dahin fahren .

Frankreich . Den 19 . November ward die Kam¬

mersitzung eröffnet . Der König ritt in feierlichem Auf¬

zuge in das neue Lokal der Kammer . Unterwegs , auf

dem Pont Royal , wurde eine Pistole auf ihn abgefeuerl ,

der Schütz verfehlte jedoch sein Ziel . Der König verlor

seine Fassung nicht : » Es thut nichts , Freunde , es ist

Niemand getroffen, " sagte er zu seinen Begleitern . Der

Thäter wurde nicht ergriffen ; man hat ihn bis jetzt noch

nicht .
Auf den Tribunen der Kammern waren alle Ge¬

sandte der großen Mächte , nur der russische Graf Pozzo

di Borgo fehlte . Er war auch voriges Zahr nicht an¬

wesend .
Die Thronrede wurde mit einem Triumphe über

die Parteien eröffnet . Die Republik und die Gegen¬

revolution sind besiegt , sagte der König . Ueber den

Iuniaufstand wird viel gesagt . Der Muth und die An¬

hänglichkeit der Nationalgarden und der Linie wird ge¬

lobt . Der König sagt auch dabei , daß seine Gegenwart

den Aufstand schneller beigelegt habe . Er preist dabei

den Standpunkt eines constitutioncllen Königs ! Die

Gefangenschaft der muthigen Herzogin Caroline wird

nur angedeuret , als Ereigniß , das den Bürgerkrieg be¬

endige . Auch auf die Belagerungserklärung von Paris

wird angespiclt , auf die Gesetze sich berufen , dabei aber

auch von einer Prüfung der Gesetze gesprochen . Das

herrschende System wird als das der Mäßigung und Ge¬

rechtigkeit bezeichnet , unter welchem Verkehr , Kredit und

Ackerbau wieder aufkommen . . Die Cholera wird auch

erwähnt . Diese Geisel , heißt es , seyc nun von Frank¬

reich we -genommen .
Der Allianz mit England , des Einmarsches in Bel¬

gien , geschieht Erwähnung , aber mit keinem Worte , des

sonst in jeder Thronrede vorkomm enden guten Ein¬

ner ständnißes mit den übrigen Höfen . Der ge¬

neigte Leser merkt was !

Nachdem der König noch eines Vertrages mit der

nordamcrikanlschen Union , des Königreiches Griechenland ,

der belgischen Familien - Verbindung , Erwärmung g
'
ethan

hat ; spricht er von Opfern für den Augenblick , günstigen

Aussichten für die Zukunft , und schließt mit der Hoff¬

nung , daß der Gedanke der Fettigkeit in Frankreich Platz

gewinnen werde . Aber Portugal ist nicht erwähnt . Der

geneigte Leser merkt wieder etwas .

Lorre spenden ;.
Ihre letzte Nummer enthält eine Nachricht

über die künftige Art des juristischen Staatsexa¬
mens. Der Gegenstand ist nicht allein für die
künftigen Candidaten von Wichtigkeit , so bedeu¬
tungsvoll für diese besonders auch der erste Akt
ihres Zusammentreffens mit dem Staatsleben seyn
mag ; er dürfte daher wohl noch einer weiteren
Besprechung werth seyn.

Die am Schluffe jenes Briefes erwähnte son»
derbare Ansicht der Studierenden mag sich daher
gebildet haben , daß es schon lange her gewöhnlich
war , sich Fragensammlungen anzulegen , und bei
der zufällige» Wiederholung einer oder der andern
Frage in einer und der andern Prüfung und der
Auffindung glücklicher Lösung der Frage in dem
oder jenem Compendium dieses Compendium zu
benutzen. ' So viel kann übrigens versichert wer¬
den , es mochte nun von dem Examinator ein be¬
stimmtes Compendium zu Grunde gelegt werden ,
oder nicht, wer studirt , und nicht blos mechanisch
memvrirt hatte, hatte eine günstige Beurtheilung
zu erwarten .

Ein glücklicher Spielraum zu scharfsinniger Ge¬
genüberstellung wurde bisher meistens in den Fra¬
gen aus dem römischen Rechte , oder dem Land¬
rechte im Vergleich zum römischen Rechte gegeben , '
und die geschichtlichen Fragen gaben immer einen
reichen Stoff, einen Dorrath historischer Kennt¬
nisse zu zeigen.

Daß das Großherzogliche Justizministerium
der Staatsprüfungen sich nicht ungerne entledigt,
ist Jedem leicht begreiflich , der die andern Be¬
schäftigungen dieser Stelle und die Masse von Ar¬
beiten , die namentlich die eingesandten Abhand¬
lungen und Relationen herbeifüyrte, wo oft vier¬
zig Candidaten sich gemeldet hatten , kennt. Ein
Vortheil der Prüfung geht aber mit der neuen
Einrichtung verloren , der sehr wichtig ist : die
Gleichmäßigkeit der Beurtheilung , die nie möglich
ist , wo verschiedene Stellen mit der Prüfung be¬
auftragt sind.

Die Prüfungen durch die Fakultäten haben
ihre großen Bedenklichkeiten ; wir hakten lieber
eine . Commission gesehen , die , mit der Prüfung
sammtlicher Candidaten beauftragt, die Cen-
tralisirung hier gewiß mit Vortheil beibehaltm
hätte. Man hätte unter Geschäftsmannes , Theo¬
retikern und selbst solchen, die, noch nicht auf eine
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höhere Stufe gestellt , noch manchen Zweig des

juristischen Wissens , der sich später im Geschäfts¬

leben verliert , festhalten , reiche Wahl gehabt .

Ohne Jemand nur im geringsten verdächtigen

zu wollen , finden wir die Prüfung durch die or¬

dentlichen Professoren der Juristen - Fakultäten et¬

was bedenklich , weil sie diejenigen , die ihre Vor¬

lesungen besucht und nicht besucht . haben , prüfen .

Nicht sowohl wegen zu befürchtender Abneigung

gegen die Zuhörer eines etwa gleiche Vorlesungen

haltenden Privaldocenten oder Extraordinarius ,

als wegen möglicher Vorliebe für eigene Ansichten .

Wir übersehen hierbei nicht , daß die Organi¬

sation der Prüfungsbehörden diesem Uebelstande

entgegen wirkt , wie die beantragte Art . der Prü¬

fung ; namentlich die Mitwirkung und Oberauf¬

sicht eines Staats - Commissärs . Die Oeffentlich -

keit sichert jedenfalls vor kleinen gelehrten Malicen ,

wird aber die Angst manches Candidaten vermeh¬

ren , und gerade die Wissenschaftlichsten haben gar

oft die größte Angst .

Daß nur einmal im Jahre examinirt wird ,

sichert wenigstens die Examinanten vor Überhäu¬

fung . Ob das doppelte Examen gut seye , wird

erst die Erfahrung lehren . Eine Stufenreihe von

Prüfungen , wie in Preussen , dürfte eher zu em¬

pfehlen sey». Der sogenannte praktische Takt be¬

steht meistens in einem kanzleigerechten Durch¬

greifen . Der wahre praktische Gehalt des Juristen

besteht einzig in der Kenntniß des positiven Rechtes

verbunden mit dem Scharfblick . Uebung stärkt

freilich den Letzteren.

Schließlich bemerkt man noch , daß es doch

wohl nicht unpassend wäre , die Administrativ¬

gesetzgebung in den Bereich der akademischen Vor¬

träge zu ziehen und den Juristen ihr Studium

anzubefehlen .
Karlsruhe , Nvbr . 1832 . Y .

Bezirk Pforzheim .
Amtsrevisorats - Bekanntmachung .

( 2 ) f 'Aufforderung .s Der hiesige Bürger
und Wittwer , Sailermeister Christian Daniel

Rothacker ist den 20 . Juli d . I . mit Tod abge¬

gangen , und seine Kinder , namentlich :

» ) Christian Daniel , Bürger und Sailer

dahier ,
d ) Johann Gottfried , ledig , aber großjährig ,

jedoch unter Pflegschaft des Sattlermei -

jiers Jakob Scheelst dahier ,

, haben die Erbschaft nur mit der Vorsicht des
Erbverzeichnisses angetrete ».

Diejenigen also , welche etwas an die Roth -
acker' sche Lrrlassenschaft zu fordern haben , werden
aufgefordert , dasselbe Dienstag den 18 . Deccmber
d. I . auf diesseitiger Kanzlei anzugeben und den
Vorsichtserben zu beweisen , indem nach diesem
Termin die Verlassenschaft den Erben , wenn sie
solche antreten werden , ausgefolgt wird und für
Zahlung der nicht angemeldet werdenden Forde¬
rungen nicht gesorgt werden könnte .

Pforzheim , den 19 . November 1832 .
Großherzogl . Amtsrevisorat .

Dennig .

Versteigerungen :

( I ) Bruchsal . HVerste igerung .s Die
diesseitige Stelle ist legitimirt , einen großen , stark
mit Eisen beschlagenen , ungefähr 300 Centner
tragenden Blockwagen mit den dazu gehörigen ,
verhältnißmäßig schweren Ketten , nämlich Sperr¬
kette , Aufhaltketten , 2 Spannketten und Durch¬
laufkette zu einem Ospannigen Zug , nebst eisernem
Radschub , öffentlich zu versteigern .

Wir haben nun zu dieser Versteigerung Täg -

fahrt auf Donnerstag den 20 . k . M . , Vormit¬

tags 10 Uhr , bestimmt , und laden sofort die Lieb¬
haber mit dem Bemerken ein , daß der fragliche
Wagen mit Zugehvr , nebst den Steigerungsbedin¬
gungen täglich dahieö eingesehen werden können .

Bruchsal , den 23 . November 1823 .
Großherzogl . Zucht - und Correktionshaus -

Verwaltung .

(3) fTannen Floß - , Bau - und Klötz -

Holz - Verfteigerung .s In den verschiedenen ,
bis jetzt fertig gestellten Schlägen der Domainen -

Waldungen , Reviers Seehaus , werden Mittwoch
den 5 . Deeember in Loosabtheilungen von 25 bis

100 Stück versteigert :
circa 1500 Stück tannene Holländer - und Ge¬

meinholzstämme , größtentheils von
ausgezeichneter Länge und Stärke ;

» 1000 Stück tannene Sägklötze ;
" 600 Stamm tannen Bauholz .

Die Zusammenkunft ist , früh 9 Uhr , auf
dem Seehause , und wird bemerkt , daß die Re¬

vierförsterei Seehaus a gewiesen ist , den Steig¬

liebhabern das Holz zur Aufnahme vorzeigen zu

lassen .
Pforzheim , den 19 . November 1832 .

Großherzogliches Forstamt .
v. Gemmingen .

fTannenholz - Verkauf .s Mittwoch den

28 . November werden in der Forstdomaine , Di¬

strikt Spitalwald , in kleinen Lovsabtheilungen

gegen baare Bezahlung versteigert :
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81V» Klafter tannen und
4 Klafter eichen Scheitholz ;

20V» » tannen Prügelholz, '
20 Loos Abholz und Reiß.

Die Zusammenkunft findet, des Morgens um
9 Uhr , in dem Schlag statt.

Seehaus , den 21. November 1832.
Großh . Revierförsterei .

(2) sDerakkordirung von Holz träns -
port . js Donnerstag den 29 . November , in der
Frühe 9 Uhr , soll hier, in Seehaus , das Aus-
schleifen der in den Domainen- Waldungen gefer¬
tigten und im Laufe des Winters noch zum Hieb
kommenden Bau - und Klötzhölzer jeder Art im
Ganzen oder nach schicklichen Abtheilungen an den
Wenigstfordernden in Akkord gegeben werden ,
wovon die Liebhaber mit dem Bemerken in Kennt-
niß gesetzt werden , daß sich solche mit annehmba¬
ren Bürgen vorzusehen haben.

Seehaus , den 2t . November 1832.
Großh. Revierförsterei .

Privat - Anzeigen .
^Verwechselte Kappes Sonntag Nachts

wurde im schwarzen Adler eine grüne Tuchkappegegen
eine andere grüne verwechselt; der Besitzer kann die
Seinige bei Klingel in Empfang nehmen.

fEmpfehlung . ^ Unterzeichnete empfiehlt
sich im Weißnahen , Kleider - und Couvertmachen.

Louise Gerwig ,
im Hause der Mad . Gerbet .

fZu verkaufen . j Ein guter Branntwein¬
kessel , der 46 Maaß ' hält , ist sammt Zubehör zu
verkaufen bei Gotthard Mener in Eisingen .

fM useu m. Î Nächsten Freitag, als den 30. d.
M . , wird die jährliche Generalversammlung gehal¬
ten , wozu sämmtliche Mitgliederder Gesellschafthier¬
mit eingeladen werden.

Der Museums .Vorstand.

fTmpfehlunqg Der Unterzeichnete em¬
pfiehlt sich zu geneigte» Aufträgen in allen Sorten
Uhrgehäußen und verspricht prompte und billige
Bedienung .

Gottlob Lötterle ,
Uhrgehäusmacher in der Kauzenbach.

fGeld an er bieteng Einige Hundert Gul¬
den Pflegschaftsgelder hak zu verlehnen Gotthard
Meyer in Eisingen.

fWohnung . ^ Johannes Schneider in der
ober» Gasse in der Aue hat eine Wohnung zu
vermiethen , die gleich bezogen werden kann .

Stuttgart . f Höchst interessante
neue Schrifteng Bei I . Scbeible erschien
und ist in allen Buchhandlungen zu haben, in Pforz¬
heim bei I . M . Katz , Witlwe :

Unsterblichkeit, oder die Fordauer unserer Seele
nach dem Tode — Die besten , unzwei¬
felhaftesten Gründe dafür ; nebsi besonderen
Gedanken und Erfahrungen über Träume ,
Ahnungen und Visionen . Von Or . G . L.
Henrici . 8. Elegant broschirt. Preis
6 ggr . oder 24 kr.

Ein sehr achtbarer Gelehrter sagt von diesem
interessanten Merkchen : »daß es allen Menschen ,
besonders aber denjenigen , welche sich vor dem
Tode fürchten , Belehrung und Trost geben werde,
und daß es allen denjenigen zur Beruhigung zu
empfehlen sey , die durch schwere Prüfungen ge¬
beugt werden , denen geliebte > Angehörige und
theure Freunde gestorben sind . "

Höchstwichtige Weissagungen über die großen
Begebenheiten aus der Erde, welche sich in den
Jahren 1832 bis 1836 ereignen werden ,
und vom tausendjährigen Reiche. Aus den
Propheten , Evangelisten und der heiligen
Offenbarung Jobannis- bewiesen von C . F.
Röbrborn . Zweite Auflage , broschirt.
Preis 5 ggr. oder 18 kr.

Fruchtpreise
das Malter

Alter Kernen .
Neuer Kernen .
Waizen . . .
Korn , altes
Korn , neues .
Gemischte Frucht
Gerste . . .
Welschkorn . .
Haber . . .

das Simri :
Erbsen . . .
Linsen . . .
Wicken . . .
Bohnen . . .

Pforzheim, Durlach, Bruchsal. Viktualienpreise
24. Nov. d. 10 . Nov. > in Pforzheim.

fl- kr. fl- kr . fl. kr. Rindschmalz d. Pf . 26kr .

11 12 10 34 — —
Schweinschm. » » 24 —
Butter » » 18 —

— — 10 40 — Unschlitt » » 14 —
Lichter , gez. » » 22 —

7 "18 » qegos . » » 22 —

12
Seife » » 16 —

6 20 7 Euer 3 Stück . . . 4 —
— 8 — Grundbirnen d. Sri . 10 —
4 20 4 5

_ !
B r 0 d t a x e.

Weck d . Paar zu 2 kr. 11 Lch .
Schwarzhrvdder Laib zu lost .- wiegt 4 Pfund — Loch ; zu— I! 5 kr. 1 Pfund 16 Loch.

Fleischtaxe .
Mastochsenfl. d . Pf . 8kr.
Rind - oder Schmal¬

fleisch das Pf . 7 kr.
Kuhfleisch das Pf. -
Kalbfleisch das Pf . 8 kr.
Hammelfleischd . Pf . 6 kr .
Schweines ! , das Pf. 9 kr.

Holz preise im Holz¬
garten in Pforzheim :

Buchend . Klstr . fi . 11 . — kr.
Eichen » - -- 7 . —
Tannen - » » 7. 6 kr.

Stroh das 100 . . fi . w.
Heu der Ckr. . 1 fi . 24 kr.

Leranttvorlstchec Resati . ur : Jov . Niehnle. Verleger und Drucker : W . L . Wqij.
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